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Zehnte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


Vom 14. Februar 1967 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, j 
5, 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3, §§ 10, 26 und 33 Abs. 2 des 
Außenwirtscbaftsgesetzes vom 28. April 1961 (Bun- 
dcsgesetzbl. I S. 481) verordnet die Bundesregie- 
rung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. 1967 I S. 1) wird wie folgt geändert: 


Genehmigung, wenn das Käufer- oder Ver- 
brauchsland Südrhodesien ist. Die Genehmigung 
ist nicht erforderlich, wenn die Ware im Rah- 
men des Transithandelsgeschäftes ausgeführt 
wird und die Ausfuhr nach § 5 einer Ausfuhrge- 
nehmigung bedarf." 

4. Hinter § 44 wird der folgende § 44 a eingefügt; 

„§ 44 a 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AWG 


1. In § 33 wird der folgende Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 gelten ferner nicht für 
die Einfuhr von Fleisch der Warennummern 
0201 01 bis 0206 99, Fleischerzeugnissen der Wa- 
rennummern 1601 11 bis 1603 50, Zucker der Wa- 
rennummern 1701 11 bis 1702 98, Tabak der Wa- 
rennummern 2401 11 bis 2402 99, Asbest der 
Warennummer 2524 00, Eisenerzen der Waren- 
nummern 2601 14 bis 2601 18, Chromerz der 
Warennummer 2601 37, Häuten, Fellen und Le- 
der der Warennummern 4101 11 bis 4110 00, Roh- 
eisen der Warennummern 7301 50 bis 7301 99, 
Ferrochrom der Warennummer 7302 51, Ferrosili- 
ziumchrom der Warennummer 7302 55, Kupfer 
der Warennummern 7401 10 bis 7419 98 und 
Chrom der Warennummern 8104 31 und 8104 39 
der Einfuhrliste, wenn Einkaufs- oder Ursprungs- 
land Südrhodesien ist." 


2 . 


Vor § 43 a wird die folgende Überschrift einge- 
fügt: 

„3. Titel 


Sonstiger Warenverkehr". 


3. Hinter § 43 a wird der folgende § 43 b eingefügt: 
„§ 43 b 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AWG 

(1) Rechtsgeschäfte zwischen Gebietsansässi- 
gen und Gebietsfremden über den Erwerb der in 
§ 33 Abs. 4 genannten Waren bedürfen der Ge- 
nehmigung, wenn Einkaufs- oder Ursprungsland 
Südrhodesien ist. 

(2) Die Veräußerung der in Teil I der Aus- 
fuhrliste (Anlage AL) genannten Waren im Rah- 
men eines Transithandelsgeschäftes bedarf der 


(1) Das Verchartern oder Vermieten von See- 
schiffen, welche die Bundesflagge führen, und 
von Luftfahrzeugen, die in das Verzeichnis der 
deutschen Luftfahrzeuge (Luftfahrzeugrolle) ein- 
getragen sind, bedarf der Genehmigung, wenn 
der Vertrag mit einem Gebietsfremden abge- 
schlossen wird, der in Südrhodesien ansässig ist. 

(2) Die Beförderung von Waren durch See- 
schiffe, welche die Bundesflagge führen, oder 
durch Luftfahrzeuge, die in das Verzeichnis der 
deutschen Luftfahrzeuge (Luftfahrzeugrolle) ein- 
getragen sind, bedarf der Genehmigung, wenn 
die Waren 

1. in Teil I der Ausfuhrliste (Anlage AL) 
genannt sind und Käufer- oder Ver- 
brauchsland Südrhodesien ist, oder 

2. in § 33 Abs. 4 genannt sind und Ein- 
kaufs- oder Ursprungsland Südrhode- 
sien ist." 

5. Hinter § 45 wird der folgende § 45 a eingefügt: 

„ § 45 a 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AWG 

Rechtsgeschäfte zwischen Gebietsansässigen 
und Gebietsfremden, durch die sich ein Gebiets- 
ansässiger verpflichtet 

1. zur Be- oder Verarbeitung von in § 33 
Abs. 4 genannten Waren südrhodesischen 
Ursprungs in fremden Wirtschaftsgebieten 
oder 

2. zur Herstellung oder Montage von Luft- 
oder Kraftfahrzeugen, die für Südrhodesien 
als Verbrauchsland bestimmt sind, in frem- 
den Wirtschaftsgebieten, 

bedürfen der Genehmigung." 
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6. § 35 b wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält die folgende Fassung: 

„§ 35 b 

Vorschriften nach §§ 5 und 26 AWG zur 
Durchführung des Internationalen Kaffee- 
übereinkommens 1962". 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Einfuhr von Kaffee (Waren- 
nummern 0901 11 bis 0901 25 der Einfuhrliste), 
von Auszügen oder Essenzen aus Kaffee ohne 
Zusatz von Kaffeemitteln sowie von Zuberei- 
tungen auf der Grundlage solcher Auszüge 
oder Essenzen (Warennummer 2102 11) ist der 
Zollstelle mit dem Antrag auf Einfuhrabfer- 
tigung ein Ursprungszeugnis oder Wieder- 
ausfuhrzeugnis vorzulegen; anstelle des Ur- 
sprungszeugnisses oder Wiederausfuhrzoiig- 
nisses können auch Ersatzursprungszeugnisse 
oder Ersatzwiederausfuhrzeugnisse vorgelegt 
werden. Wird ein solches Zeugnis nicht vor- 
gelegt, so bedarf die Einfuhr der Genehmi- 
gung." 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Die 
Vorlage eines Ursprungszeugnisses, Wieder- 
ausfuhrzeugnisses oder Ersatzzeugnisses ist 
nicht erforderlich" ersetzt durch die Worte 
„Eine Einfuhrgenehmigung und ein Ur- 
sprungszeugnis, Wiederausfuhrzeugnis oder 
Ersatzzeugnis sind nicht erforderlich". 

d) In Absatz 3 Satz 2 worden die Worte „Die 
Vorlage eines Ursprungszeugnisses, Wieder- 
ausfuhrzeugnisses oder Ersatzzeugnisses" er- 
setzt durch die Worte „Eine Einfuhrgenehmi- 
gung oder ein Urprungszeugnis, Wiederaus- 
fuhrzeugnis oder Ersatzzeugnis". 

7. Der § 64 erhält die folgende Fassung: 

„§ 64 

Ausnahmen 

Die Deutsche Bundesbank kann für einzelne 
Meldepflichtige oder für Gruppen von Melde- 
pflichtigen vereinfachte Meldungen oder Abwei- 
chungen von Meldefristen oder Vordrucken zu- 
lassen oder einzelne Meldepflichtige oder Grup- 
pen von Meldepflichtigen befristet oder widerruf- 
lich von einer Meldepflicht freisteilen, soweit da- 


für besondere Gründe vorliegen und der Zweck 
der Meldevorschriften nicht beeinträchtigt wird." 

8. In § 65 Abs. 2 letzter Satz werden die Worte 
„fünftausend Deutsche Mark" durch die Worte 
„zehntausend Deutsche Mark" ersetzt. 

9. Der § 71 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden die Worte „nach § 41 
erforderliche Genehmigung" durch die Worte 
„nach §§ 41, 43 a oder 43 b Abs. 2 erforder- 
liche Genehmigung" ersetzt. 

b) Hinter der Nummer 4 wird folgende Nummer 
4 a angefügt: 

„4a. ohne die nach § 43 b Abs. 1 erforderliche 
Genehmigung ein Rechtsgeschäft mit 
einem Gebietsfremden über den Erwerb 
von Waren vornimmt,". 

c) Die Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5. ohne die nach den §§ 44, 44 a Abs. 1, 
§§ 45 a, 46 bis 49 erforderliche Genehmi- 
gung ein Rechtsgeschäft des Dienstlei- 
stungsverkehrs vornimmt oder ohne die 
nach § 44 a Abs. 2 erforderliche Genehmi- 
gung Waren befördert,". 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten über- 
leitungsgcsctzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt IS. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. Die 
Vorschriften des § 1 Nr. 3, 4 und 5 sowie die Vor- 
schrift des § 1 Nr. 1, soweit diese auf § 10 des 
Außenwirtschaftsgesetzes beruht, finden im Land 
Berlin keine Anwendung, soweit sie sich auf Rechts- 
geschäfte und Handlungen beziehen, die nach dem 
Gesetz Nr. 43 des Kontrollrates vom 20. Dezember 
1946 oder nach sonstigem in Berlin geltendem Recht 
verboten sind oder der Genehmigung bedürfen. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 14. Februar 1967 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Brandt 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
Schiller 
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Vermerk 

Betr.: Zehnte Verordnung zur Änderung der Außenwirtschafts- 
verordnung 


I. 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 
16. Dezember 1966 verschärfte wirtschaftliche Sank- 
tionen gegen Südrhodesien beschlossen. Eine deut- 
sche Übersetzung der Entschließung des Sicherheits- 
rates ist diesem Vermerk als Anlage beigefügt. 

Die Bundesregierung hat sich durch die 22., 24. und 
26. Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste — 
Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — (Bundesan- 
zeiger Nr. 238 vom 18. Dezember 1965, Nr. 61 vom 
29. März 1966 und Nr. 130 vom 16. Juli 1966) be- 
reits den früheren weltweiten Wirtschaftsmaßnah- 
men gegen Südrhodesien auf dem Gebiet der Wa- 
reneinfuhr schrittweise angeschlossen. Die Bundes- 
regierung müßte eine erhebliche Störung der aus- 
wärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land befürchten, wenn sie diese bereits begonnene 
Politik nicht weiter verfolgen würde. Nicht nur die 
deutsche Position in den Sonderorganisationen der 
Vereinten Nationen und in den Vereinten Nationen 
selbst würde voraussichtlich schweren Schaden er- 
leiden, sondern auch die Beziehungen zu den mei- 
sten ungebundenen Staaten — insbesondere den 
afrikanischen Staaten — und zu Großbritannien 
würden schwer belastet werden. Außerdem wäre zu 
befürchten, daß die Bundesregierung in den Ver- 
einten Nationen bei der Verfolgung ihres Allein- 
vertretungsrechts die Unterstützung der meisten 
afrikanischen und anderen ungebundenen Staaten, 
die sie bis jetzt hierbei unterstützt haben, verlie- 
ren würde. Die Bundesregierung macht deshalb 
Rechtsgeschäfte und Handlungen im Handelsver- 
kehr mit Südrhodesien in folgenden Bereichen ge- 
nehmigungspflichtig: 

a) Die Einfuhr nachstehender südrhodesischer Wa- 
ren zur aktiven Lohnveredelung: Fleisch, 
Fleischerzeugnisse, Zucker, Tabak, Asbest, 
Häute, Felle und Leder, Eisenerze, Roheisen, 
Chrom, Ferrochrom, Ferrosiliziumchrom und 
Kupfer (s. § 1 Nr. 1 der Verordnung); 

b) Erwerb der unter a) genannten südrhodesischen 
Waren (§ 1 Nr. 3 der Verordnung); 

c) Veräußerung der in Teil I der Ausfuhrliste ge- 
nannten Waren (strategisch wichtige Waren ein- 
schließlich ziviler Luft- und Kraftfahrzeuge so- 
wie Mineralöl und Mineralölerzeugnisse) im 
Transithandel nach Südrhodesien (§ 1 Nr. 3 der 
Verordnung) ; 

d) Verchartern oder Vermieten deutscher See- 
schiffe und Luftfahrzeuge an Südrhodesien, Be- 
förderung der unter die Beschränkungen fallen- 
den Waren von und nach Südrhodesien mit deut- 


schen Seeschiffen und Luftfahrzeugen (§ 1 Nr. 4 
der Verordnung); 

e) Verträge über die Be- oder Verarbeitung der 
unter a) genannten südrhodesischen Waren so- 
wie über die Herstellung oder Montage von 
Luft- oder Kraftfahrzeugen für Südrhodesien 
(§ 1 Nr. 5 der Verordnung). 

Um die Ahndung von vorsätzlichen oder fahrlässi- 
gen Zuwiderhandlungen gegen die unter a) bis e) 
genannten Beschränkungen des Außenwirtschafts- 
verkehrs als Ordnungswidrigkeiten zu ermöglichen, 
ist § 71 Abs. 1 entsprechend zu ergänzen (s. § 1 
Nr. 9 der Verordnung). 

Durch Runderlaß Außenwirtschaft Nr. 48/66 (BAnz. 
Nr. 241 vom 24. Dezember 1966) ist darüber hinaus 
bereits bekannt gemacht worden, daß Genehmigun- 
gen für die Einfuhr der unter a) genannten Waren 
südrhodesischen Ursprungs sowie Genehmigungen 
für die Ausfuhr der in Teil I der Ausfuhrliste ge- 
nannten Waren nach Südrhodesien bis auf weiteres 
nicht erteilt werden. 

11 . 

Durch die 28. Verordnung zur Änderung der Ein- 
fuhrliste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 
(BAnz. Nr. 240 vom 23. Dezember 1966) ist mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1967 eine Regelung getroffen 
worden, die es ermöglicht, entsprechend dem Be- 
j Schluß des Internationalen Kaffeerats vom 6. Sep- 
tember 1966 die Einfuhr von Kaffee aus Ländern, die 
dem Internationalen Kaffee-Übereinkommen 1962 
nicht angehören, auf den Jahresdurchschnitt der Ein- 
fuhren in den Jahren 1960 bis 1962 zu beschränken. 
Dieser geänderten Rechtslage wird nunmehr auch 
der Wortlaut des § 35 b angeglichen (§ 1 Nr. 6 der 
Verordnung). 

III. 

Die Ausweitung der Ermächtigung der Deutschen 
Bundesbank, Ausnahmen von den Meldevorschrif- 
ten für den Zahlungsverkehr zuzulassen, soll dazu 
dienen, Doppelmeldungen vorzubeugen sowie er- 
möglichen, die Abgabe der Meldung in vertretbaren 
Fällen zu erleichtern und die Meldepflichtigen von 
der Abgabe unnötiger Meldungen freizustellen (§ 1 
Nr. 6 der Verordnung). 

Die Meldefreigrenze bei Vorauszahlungen für Aus- 
fuhren nach § 65 Abs. 2 kann von 5000 DM auf 
10 000 DM angehoben werden, da hierdurch der 
Aussagewert der Statistik nicht wesentlich beein- 
trächtigt wird (§ 1 Nr. 7 der Verordnung). 
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Anlage 

zum Vermerk 


Entschließung 232 (1966) 

angenommen vom Sicherheitsrat in seiner 1340. Sitzung 
am 16. Dezember 1966 


„DER SICHERHEITSRAT — 

in Bestätigung seiner Entschließungen 216 (1965) 
vom 12. November 1965, 217 (1965) vom 20. Novem- 
ber 1965 und 221 (1966) vom 9. April 1966 und insbe- 
sondere seines Appells an alle Staaten, alles in ihrer 
Kraft Stehende zu tun, um Wirtschaftsbeziehungen 
zu Südrhodesien abzubrechen, 

in schwerer Sorge darüber, daß die bisherigen Be- 
mühungen des Rats und die von der verwaltenden 
Macht ergriffenen Maßnahmen nicht vermocht haben, 
die Rebellion in Südrhodesien zu beenden, 

in Bestätigung dessen, daß, soweit in dieser Ent- 
schließung nicht abgelöst, die in der Entschließung 
217 (1965) vom 20. November 1965 vorgesehenen 
wie auch die von Mitgliedstaaten in Durchführung 
jener Entschließung eingeleiteten Maßnahmen wei- 
terhin in Kraft bleiben sollen, 

im Einklang mit den Artikeln 39 und 41 der 
Charta der Vereinten Nationen — 

1. stellt fest, daß die jetzige Lage in Südrhodesien 
eine Gefährdung der internationalen Sicherheit 
darstellt; 

2. beschließt, daß alle Mitgliedstaaten der Ver- 
einten Nationen verhindern sollen; 

a) die Einfuhr nachstehender aus Südrhodesien 
stammender und von dort nach dem Datum 
dieser Entschließung ausgeführter Waren in 
ihr Hoheitsgebiet: Asbest, Eisenerz, Chrom, 
Roheisen, Zucker, Tabak, Kupfer, Fleisch 
und Fleisch-Erzeugnisse und Häute, Felle 
und Leder; 

b) alle Betätigungen ihrer Staatsangehörigen 
oder innerhalb ihres Hoheitsgebiets, welche 
die Ausfuhr dieser Waren aus Südrhodesien 
fördern oder zu fordern bezwecken, sowie 
alle Geschäfte ihrer Staatsangehörigen oder 
innerhalb ihres Hoheitsgebiets mit irgend- 
welchen dieser aus Südrhodesien stammen- 
den und von dort nach dem Datum dieser 
Entschließung ausgeführten Waren, insbe- 
sondere unter Einschluß der Transferierung 
von Geldmitteln nach Südrhodesien für die 
Zwecke derartiger Betätigungen oder Ge- 
schäfte; 

c) den Versand irgendwelcher dieser aus Süd- 
rhodesien stammenden und von dort nach 
dem Datum dieser Entschließung ausgeführ- 
ten Waren mit bei ihnen registrierten Schif- 
fen oder Luftfahrzeugen; 


d) alle Betätigungen ihrer Staatsangehörigen 
oder innerhalb ihres Hoheitsgebiets, die den 
Verkauf oder Versand von Waffen, Vfuni- 
tion aller Art, Militärluftfahrzeugen, Militär- 
fahrzeugen und von Ausrüstung und Mate- 
rialien für die Herstellung und Instand- 
haltung von Waffen und Munition in Süd- 
rhodesien fördern oder zu fördern bezwek- 
ken; 

e) alle Betätigungen ihrer Staatsangehörigen 
oder innerhalb ihres Hoheitsgebiets, welche 
die Lieferung an Südrhodesien von allen 
anderen Luft- und Kraftfahrzeugen und von 
Ausrüstung und Materialien für die Fler- 
stellung, Montage oder Instandhaltung von 
Luft- und Kraftfahrzeugen in Südrhodesien, 
den Versand irgendwelcher derartiger für 
Südrhodesien bestimmter Waren mit bei 
ihnen registrierten Schiffen und Luftfahr- 
zeugen fördern oder zu fördern bezwecken, 
sowie alle Betätigungen ihrer Staatsange- 
hörigen oder innerhalb ihres Hoheitsgebiets, 
welche die Herstellung oder Montage von 
Luft- oder Kraftfahrzeugen in Südrhodesien 
fördern oder zu fördern bezwecken; 

f) die Beteiligung an der Lieferung von öl 
oder Olerzeugnissen an Südrhodesien inner- 
halb ihres Hoheitsgebiets oder ihrer Ver- 
waltung unterstehender Gebiete oder in 
Land- oder Lufttransporteinrichtungen oder 
durch ihre Staatsangehörigen oder durch bei 
ihnen registrierte Schiffe; 

und zwar ungeachtet irgendwelcher vor dem 
Datum dieser Entschließung geschlossenen Ver- 
träge oder gewährten Lizenzen; 

3. erinnert die Mitgliedstaaten daran, daß die Un- 
terlassung oder Verweigerung der Durchfüh- 
rung dieser Entschließung durch irgendeinen 
von ihnen eine Verletzung des Artikels 25 der 
Charta darstellt; 

4. bekräftigt die unveräußerlichen Rechte der Be- 
völkerung Südrhodesiens auf Freiheit und Un- 
abhängigkeit im Einklang mit der Erklärung 
über die Gewährung der Unabhängigkeit an 
Kolonialgebiete und Kolonialbevölkerung in der 
Entschließung der Generalversammlung 1514 
(XV) und erkennt die Rechtmäßigkeit ihres 
Kampfs um den Genuß ihrer in der Charta 
der Vereinten Nationen genannten Rechte an; 

5. fordert alle Staaten auf, dem illegalen rassisti- 
schen Regime in Südrhodesien keine finanzielle 
oder sonstige wirtschaftliche Hilfe zu leisten; 
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6. fordert alle Mitgliedstaaten der Vereinten Na- 
tionen auf, diesen Beschluß des Sicherheitsrats 
gemäß Artikel 25 der Charta der Vereinten 
Nationen auszuführen; 

7. ersucht im Hinblick auf die in Artikel 2 der 
Charta der Vereinten Nationen bezeichneten 
Grundsätze die Nichtmitgliedstaaten der Ver- 
einten Nationen, entsprechend den Bestimmun- 
gen der Ziffer 2 dieser Entschließung zu han- 
deln; 

8. fordert die Mitgliedstaaten der Vereinten Na- 
tionen oder der Sonderorganisationen auf, dem 


Generalsekretär die Maßnahmen zu melden, 
die jeder von ihnen gemäß den Bestimmungen 
der Ziffer 2 dieser Entschließung getroffen hat; 

9. bittet den Generalsekretär, dem Rat über die 
Fortschritte der Durchführung dieser Entschlie- 
ßung zu berichten, und zwar erstmalig bis spä- 
testens 1. März 1967; 

10. beschließt, diesen Punkt zu weiterer entspre- 
chender Veranlassung im Lichte der künftigen 
Entwicklung auf der Tagesordnung zu behal- 
ten." 
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Zwölfte Verordnung 
zur Änderung der Ausfuhrliste 
— Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung — 


Vom 14. Februar 1967 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
5 und 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Außenwirtschafts- 
gesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 481) verordnet die Bundesregierung; 


§ 1 

Die Ausfuhrliste — Anlage AL zur Außenwirt- 
schaftsverordnung — in der Fassung der Elften 
Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste vom 
10. Februar 1967 (Beilage zum Bundesanzeiger 
Nr. 31 vom 14. Februar 1967) wird in Teil I (Ab- 
schnitt D Kontrolliste sonstiger Waren) und in Teil 
II (Warenliste) nach Maßgabe der Anlage geän- 
dert. 


§2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, so- 
weit sie sich nicht auf Rechtsgeschäfte und Hand- 
lungen bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 des 
Kontrollrates vom 20. Dezember 1946 oder nach 
sonstigem in Berlin geltendem Recht verboten sind 
oder der Genehmigung bedürfen. 

§3 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 14. Februar 1967 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Brandt 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
Schiller 
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Anlage 

zur Zwölften Verordnung zur 
Änderung der Ausfuhrliste 


I. 

In Teil I Abschn. D (Kontrolliste sonstiger Waren) 
wird hinter der Position KL 1 folgendes eingefügt: 

KL 2 Ausrüstung und Materialien für die Her- 
stellung, Montage oder Instandhaltung der 
unter KL 1 genannten Luftfahrzeuge *) 

KL 3 Fahrzeuge mit Motor, andere als in Teil I 
A unter Nr. 0006 oder in Teil I C unter 
Nr. 1450 genannte *) 

KL 4 Ausrüstung und Materialien für die Her- 
stellufig, Montage oder Instandhaltung der 
unter KL 3 genannten Fahrzeuge ’) 

KL 5 Erdöl und Erdölerzeugnisse *) 

Am Schluß der Seite wird folgende Fußnote ange- 
fügt: 

*) Die Ausfuhr ist nur genehmigungsbedürftig, wenn 

Käufer- oder Verbrauchsland der Ware Südrhodesien 

ist. 


11 . 

In Teil II (Warenliste) wird die Zwischenüberschrift 
„andere als mit einem Reinheitsgrad von 99 Ge- 
wichtshundertteilen oder mehr, bezogen auf den 
Trockenstoff:" vor der Warennummer 1702 34 durch 
folgende Angaben ersetzt: 

1702 32 mit einem Reinheitsgrad von 99 
Gewichtshundertteilen oder mehr, 
bezogen auf den Trockenstoff E 

andere: 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1456 


Vermerk 

Betr.: Zwölfte Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste 
— Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung — 


Mit der Anordnung des Genehmigungserfordernis- 
ses für die Ausfuhr von Fahrzeugen mit Motor, Aus- 
rüstung und Materialien für die Herstellung, Mon- 
tage oder Instandhaltung von Luftfahrzeugen und 
Fahrzeugen mit Motor und von Erdöl und Erdöl- 
erzeugnissen nach Südrhodesien sowie mit den 
gleichzeitig durch die Zehnte Verordnung zur Ände- 
rung der Außenwirtschaftsverordnung getroffenen 
Maßnahmen zur Beschränkung des Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs mit Südrhodesien stellt die 
Bundesregierung sicher, daß im Zusammenhang mit 


der Entschließung des Sicherheitsrates der Ver- 
einten Nationen vom 16. Dezember 1966 über die 
Verschärfung der wirtschaftlichen Sanktionen gegen 
Südrhodesien keine erheblichen Störungen der aus- 
wärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land eintreten werden. 

Die Änderung des Teil II (Warenliste) trägt der Ver- 
ordnung Nr. 189/66/EWG des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 24. November 
1966 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 218 vom 28. November 1966, S. 3713) Rechnung. 
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